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anzusehen, und ihre Vereinbarkeit mit 
dem EWG-Vertrag ist daher im Rah­
men des Artikels 95 zu beurteilen. 
Diese Mehrwertsteuer stellt insoweit 
eine höhere inländische Abgabe, als 
sie gleichartige inländische Waren zu 
tragen haben, im Sinne des Artikels 
95 EWG-Vertrag dar, als der Restbe­
trag der im Ausfuhrmitgliedstaat ent­
richteten Mehrwertsteuer, der in dem 
Wert der Ware im Zeitpunkt ihrer 
Einfuhr noch enthalten ist, nicht be­
rücksichtigt wird. Der Nachweis der 
Tatsachen, die die Berücksichtigung 
dieser Steuer rechtfertigen, ist Sache 
des Importeurs. 

2. Artikel 2 Nr. 2 der Sechsten Richtlinie 
(77/388) des Rates, nach dem „die 
Einfuhr von Gegenständen" der 
Mehrwertsteuer unterliegt, ist mit 
dem EWG-Vertrag vereinbar und 
deshalb gültig; er ist jedoch so auszu­
legen, daß er der Verpflichtung aus 
Artikel 95 EWG-Vertrag nicht entge­
gensteht, anläßlich der Erhebung der 
Mehrwertsteuer bei der Einfuhr von 

durch eine Privatperson gelieferten 
Waren aus einem anderen Mitglied­
staat, wenn eine solche Steuer bei der 
Lieferung von gleichartigen Waren 
durch eine Privatperson innerhalb des 
Einfuhrmitgliedstaats nicht erhoben 
wird, den Restbetrag der im Ausfuhr­
mitgliedstaat entrichteten Mehrwert­
steuer zu berücksichtigen, der in dem 
Wert der Ware im Zeitpunkt ihrer 
Einfuhr noch enthalten ist. 

3. Artikel 95 EWG-Vertrag verbietet es 
den Mitgliedstaaten, die Einfuhr von 
durch eine Privatperson gelieferten 
Waren aus anderen Mitgliedstaaten 
der Mehrwertsteuer zu unterwerfen, 
wenn eine solche Steuer bei der Liefe­
rung von gleichartigen Waren durch 
eine Privatperson innerhalb des Ein­
fuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird, 
soweit der Restbetrag der im Ausfuhr­
mitgliedstaat entrichteten Mehrwert­
steuer, der in dem Wert der Ware im 
Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch enthal­
ten ist, nicht berücksichtigt wird. 

In der Rechtssache 15/81 

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom 
Gerechtshof 's-Hertogenbosch in dem vor diesem anhängigen Rechtsstreit 

GASTON SCHUL DOUANE EXPEDITEUR BV 

gegen 

I N S P E C T E U R D E R I N V O E R R E C H T E N E N A C C I J N Z E N , R O O S E N D A A L , 

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 
13 und 95 EWG-Vertrag sowie über die Gültigkeit des Artikels 2 Nr. 2 der 
Sechsten Richtlinie (77/388) des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisie­
rung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — 
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes­
sungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) 
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erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Mertens de Wilmars, der Kammerpräsi­
denten G. Bosco, A. Touffait und O. Due, der Richter P. Pescatore, 
Mackenzie Stuart, A. O'Keeffe, T. Koopmans, U. Everling, A. Chloros 
und F. Grévisse, 

Generalanwalt: S. Rozès 
Kanzler: A. Van Houtte 

folgendes 

URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf 
und die gemäß Artikel 20 des Protokolls 
über die Satzung des Gerichtshofes der 
EWG eingereichten Erklärungen lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 

I — Sachverhalt und schriftliches 
Verfahren 

1. In den Niederlanden sieht das im 
Jahr 1978 geänderte Gesetz über die 
Umsatzsteuer von 1968 vor, daß die Um­
satzsteuer nach dem System der Mehr­
wertsteuer zu erheben ist. 

Nach Artikel 1 dieses Gesetzes ist unter 
Umsatzsteuer eine Steuer zu verstehen, 
die 

a) auf Lieferungen von Gegenständen 
und auf Dienstleistungen, die von Un­
ternehmern im Rahmen des Unter­

nehmens im Inland ausgeführt wer­
den; 

b) auf die Einfuhr von Gegenständen 
erhoben wird. 
Nach Artikel 2 ist der Unternehmer be­
rechtigt, von der Steuer, die er für die 
Lieferung von Gegenständen und die 
Dienstleistungen zu entrichten hat, die 
Steuer abzuziehen, die auf die ihm gelie­
ferten Gegenstände und die ihm ge­
genüber erbrachten Dienstleistungen er­
hoben worden ist, sowie die Steuer bei 
der Einfuhr der für ihn bestimmten Ge­
genstände. Als Unternehmer gilt nach 
Artikel 7 des Gesetzes jede Person, die 
eine selbständige Tätigkeit ausübt. 

Nach Artikel 9 beziehungsweise Artikel 
20 ist der Steuersatz sowohl für Liefe­
rungen von Gegenständen und Dienstlei­
stungen im Inland als auch für Einfuhren 
auf 18 % festgesetzt. 
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Nach den Angaben des vorlegenden Ge­
richts wird bei der Lieferung von Gegen­
ständen die Umsatzsteuer in den Nieder­
landen nicht erhoben, wenn diese Liefe­
rungen im Inland durch eine Privatper­
son vorgenommen werden, die nicht Un­
ternehmer oder Kaufmann ist, während 
bei der Einfuhr von Gegenständen aus 
Drittländern oder Mitgliedstaaten diese 
Steuer im Grundsatz immer erhoben 
wird, d. h. unabhängig von der Eigen­
schaft des Lieferanten und ungeachtet 
dessen, ob es sich überhaupt um eine 
Lieferung von Gegenständen handelt. 

2. Die genannten Rechtsvorschriften 
sind erlassen worden, um das niederlän­
dische Steuersystem den Richtlinien der 
Gemeinschaft zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Umsatzsteuern anzupassen. Ar­
tikel 2 der Sechsten Richtlinie (77/388) 
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmo­
nisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 
— Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: 
einheitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage (ABl. L 145, S. 1) bestimmt: 

„Der Mehrwertsteuer unterliegen: 

1. Lieferungen von Gegenständen und 
Dienstleistungen, die ein Steuerpflich­
tiger als solcher im Inland gegen Ent­
gelt ausführt; 

2. die Einfuhr von Gegenständen." 

Artikel 4 der Richtlinie sieht vor: 

„(1) Als Steuerpflichtiger gilt, wer eine 
der in Absatz 2 genannten wirt­
schaftlichen Tätigkeiten selbständig 
und unabhängig von ihrem Ort 
ausübt, gleichgültig zu welchem 
Zweck und mit welchem Ergebnis. 

(2) Die in Absatz 1 genannten wirt­
schaftlichen Tätigkeiten sind alle 
Tätigkeiten eines Erzeugers, Händ­
lers oder Dienstleistenden ein­
schließlich der Tätigkeiten der Ur-

produzenten, der Landwirte sowie 
der freien Berufe und der diesen 
gleichgestellten Berufe. Als wirt­
schaftliche Tätigkeit gilt auch eine 
Leistung, die die Nutzung von kör­
perlichen oder nicht körperlichen 
Gegenständen zur nachhaltigen Er­
zielung von Einnahmen umfaßt." 

3. Parteien des Ausgangsverfahrens 
sind die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung Gaston Schul Douane Expedi­
teur BV, eine Zollspedition, und der In­
specteur der invoerrechten en accijnzen 
in Roosendaal. Die Firma Schul hat ein 
gebrauchtes Sport- und Vergnügungs­
boot im Auftrag und für Rechnung eines 
Privatmannes mit Wohnsitz in den 
Niederlanden eingeführt, der dieses Boot 
in Cannes von einem Privatmann mit 
Wohnsitz in Monaco gekauft hatte. Der 
Inspecteur der invoerrechten en accijn­
zen hat bei der Firma Schul aufgrund 
der Einfuhr die Umsatzsteuer erhoben. 

Der Betroffene hat bei dem Inspecteur 
eine Beschwerde gegen die Erhebung der 
Umsatzsteuer bei der Einfuhr eingelegt 
und geltend gemacht, auf das Boot sei 
innerhalb der Gemeinschaft, nämlich in 
Frankreich, bereits Umsatzsteuer erho­
ben worden, und eine Steuererstattung 
sei bei der Ausfuhr nicht erfolgt. Der In­
specteur hat die Beschwerde jedoch mit 
der Begründung zurückgewiesen, daß 
die Besteuerung im Einklang mit den Be­
stimmungen des niederländischen Geset­
zes über die Umsatzsteuer erfolgt sei. 

Gegen diese Entscheidung hat die Firma 
Schul den Gerechtshof 's-Hertogenbosch 
angerufen. Sie macht im wesentlichen 
geltend, die Besteuerung stehe im Wider­
spruch zu Artikel 13 und gegebenenfalls 
zu Artikel 12 EWG-Vertrag. Zwar treffe 
es zu, daß die im Streit befindliche 
Steuer zu einem allgemeinen, in den 
Niederlanden geltenden System von in­
ländischen Abgaben gehöre, das die in-
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ländischen und die eingeführten Erzeug­
nisse systematisch erfasse, jedoch erfolge 
die Besteuerung weder nach den gleichen 
Kriterien noch auf der gleichen Handels­
stufe. Die Firma Schul hat außerdem 
darauf hingewiesen, daß Artikel 95 
EWG-Vertrag für die Entscheidung des 
Rechtsstreits von Bedeutung sein könnte. 

Der Gerechtshof 's-Hertogenbosch hält 
eine Entscheidung des Gerichtshofes für 
erforderlich, um sein Urteil erlassen zu 
können. Er hat das Verfahren ausgesetzt 
und dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 
EWG-Vertrag die folgenden Fragen vor­
gelegt: 

„1 . Ist als eine Abgabe mit gleicher Wir­
kung wie Einfuhrzölle im Sinne des 
Artikels 13 Absatz 2 EWG-Vertrag 
die Erhebung von Umsatzsteuer 
durch einen Mitgliedstaat bei der 
Einfuhr von Gegenständen aus 
einem anderen Mitgliedstaat anzuse­
hen, die von einer Privatperson ge­
liefert werden, wenn auf die Liefe­
rung von Gegenständen, die sich be­
reits in dem Mitgliedstaat befinden, 
durch eine Privatperson keine Um­
satzsteuer erhoben wird? 

2. Für den Fall der Verneinung der 
Frage 1 : Ist die Umsatzsteuer, die 
ein Mitgliedstaat bei der Einfuhr von 
Gegenständen aus einem anderen 
Mitgliedstaat erhebt, die von einer 
Privatperson geliefert werden, im 
Sinne von Artikel 95 EWG-Vertrag 
als eine inländische Abgabe anzuse­
hen, die höher ist als diejenige, die 
gleichartige inländische Waren zu 
tragen haben, wenn auf die Liefe­
rung von Gegenständen, die sich be­
reits in diesem Mitgliedstaat befin­
den, keine Umsatzsteuer erhoben 
wird, falls die Lieferung durch eine 
Privatperson erfolgt? 

3. Für den Fall der Bejahung einer der 
beiden vorhergehenden Fragen: Ist 

Artikel 2 Nr. 2 der Sechsten Richtli­
nie zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Umsatzsteuern mit dem EWG-
Vertrag unvereinbar und deshalb un­
gültig, soweit diese Bestimmung den 
Mitgliedstaaten vorschreibt, die Ein­
fuhr von Gegenständen aus anderen 
Mitgliedstaaten der Mehrwertsteuer 
zu unterwerfen, ohne eine Aus­
nahme für durch Privatpersonen ge­
lieferte Gegenstände vorzusehen, die 
bei Lieferung innerhalb des betref­
fenden Mitgliedstaats dieser Steuer 
nicht unterliegen würden? 

4. Folgt aus eine Bejahung der Frage 3, 
daß es einem Mitgliedstaat untersagt 
ist, die Einfuhr von durch eine Pri­
vatperson gelieferten Gegenständen 
aus einem anderen Mitgliedstaat der 
Mehrwertsteuer zu unterwerfen, 
wenn die Lieferung dieser Gegen­
stände durch eine Privatperson in­
nerhalb des Mitgliedstaats dieser 
Steuer nicht unterliegen würde?" 

4. Das Vorlageurteil ist bei der Kanzlei 
des Gerichtshofes am 30. Januar 1981 in 
das Register eingetragen worden. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über 
die Satzung des Gerichtshofes der EWG 
haben schriftliche Erklärungen einge­
reicht: die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung Gaston Schul, vertreten durch 
die Rechtsanwaltssozietät Barents, Ga-
sille & Mout, Den Haag, die niederlän­
dische Regierung, vertreten durch Herrn 
F. Italianer als Bevollmächtigten des Mi­
nisters für Auswärtige Angelegenheiten, 
der Rat der Europäischen Gemeinschaf­
ten, vertreten durch Herrn Raffaello 
Fornasier als Bevollmächtigten, sowie die 
Kommission der Europäischen Gemein­
schaften, vertreten durch Herrn D. Gil-
mour als Bevollmächtigten, unterstützt 
von Herrn T. van Rijn. 
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Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­
richterstatters nach Anhörung des Gene­
ralanwalts beschlossen, die mündliche 
Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. Er hat jedoch die 
Parteien des Ausgangsverfahrens, die Re­
gierungen der Mitgliedstaaten sowie den 
Rat und die Kommission aufgefordert, 
sich vor der mündlichen Verhandlung zu 
den Gründen für die Regelung in der 
Sechsten Richtlinie zu äußern, die eine 
Besteuerung bei der Einfuhr vorsieht, 
selbst wenn — wie bei Lieferungen zwi­
schen Privatpersonen — die Befreiung 
von der Steuer bei der Ausfuhr ausge­
schlossen ist, sowie . zur Vereinbarkeit 
dieser Regelung mit Artikel 95 und den 
allgemeinen Grundsätzen des Vertrages. 

Die Firma Gaston Schul, die niederländi­
sche Regierung, die italienische Regie­
rung, vertreten durch den Avvocato dello 
Stato, Marcello Conti, sowie der Rat 
und die Kommission haben Antworten 
eingereicht. 

II — Beim G e r i c h t s h o f e i n g e ­
r e i c h t e schr i f t l i che E r k l ä ­
r u n g e n 

Zu den Vorabentscheidungsfragen 

1. Die Firma Gaston Schul weist zu­
nächst darauf hin, daß die Lieferung des 
in Frage stehenden Bootes an den Vpr-
eigentümer in Frankreich der Umsatz­
steuer unterlegen habe und daß der Vor­
eigentümer im Zusammenhang mit der 
Ausfuhr in die Niederlande keine Erstat­
tung der von ihm gezahlten Steuer erhal­
ten habe. 

a) Im Hinblick auf die erste Frage hebt 
die Firma Schul hervor, nach der Recht­
sprechung des Gerichtshofes gelte das 
Verbot des Artikels 13 Absatz 2 EWG-
Vertrag grundsätzlich für jede finanzielle 
Belastung unabhängig von ihrer Bezeich­

nung und der Art ihrer Erhebung, die 
den aus einem anderen Mitgliedstaat ein­
geführten Waren beim Überschreiten der 
Grenze auferlegt werde. Dieses Verbot 
erfasse allein die finanziellen Belastungen 
nicht, die zu einer allgemeinen inländi­
schen Abgabenregelung gehörten, welche 
einheimische und eingeführte Erzeug­
nisse systematisch nach den gleichen Kri­
terien und auf der gleichen Handelsstufe 
erfasse. 

Im vorliegenden Fall sei anzumerken, 
daß die Umsatzsteuer, die auf das einge­
führte Boot erhoben worden sei, in den 
Niederlanden zwar Teil einer „allgemei­
nen inländischen Abgabenregelung [sei], 
die systematisch sämtliche inländischen 
und eingeführten Waren . . . erfaßt" — 
im Sinne des Urteils des Gerichtshofes 
vom 28. Juni 1978 in der Rechtssache 
70/77 (Simmenthai, Slg. 1978, 1453) —, 
diese Besteuerung erfolge aber weder 
nach den gleichen Kriterien noch auf der 
gleichen Handelsstufe. Die Kriterien 
seien unterschiedlich, da die inländischen 
Erzeugnisse im Falle des Verkaufs durch 
Privatpersonen der Umsatzsteuer nicht 
unterworfen seien; die Handelsstufe sei 
nicht die gleiche, weil die inländischen 
Erzeugnisse nicht auf der Stufe des Ver­
kaufs und der Lieferung durch Privatper­
sonen besteuert würden. 

Die erste Frage sei daher wie folgt zu 
beantworten: 

„Die Umsatzsteuer, die ein Mitgliedstaat 
bei der Einfuhr von Gegenständen aus 
einem anderen Mitgliedstaat erhebt, die 
von einer Privatperson geliefert werden, 
ist als eine Abgabe mit gleicher Wirkung 
wie Einfuhrzölle im Sinne von Artikel 13 
Absatz 2 EWG-Vertrag anzusehen, 
wenn die Umsatzsteuer bei der Lieferung 
von Gegenständen, die sich bereits in 
diesem Mitgliedstaat befinden, durch 
eine Privatperson nicht erhoben wird." 
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b) Was die zweite Frage betrifft, hebt 
die Firma Schul hervor, daß nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes bei 
der Anwendung von Artikel 95 außer 
dem Satz der Abgaben auch die Bestim­
mungen über die Bemessungsgrundlage 
und die Einzelheiten der Erhebung der 
verschiedenen Abgaben zu berücksichti­
gen seien, denn das entscheidende Krite­
rium für den Vergleich sei die tatsäch­
liche Auswirkung jeder Steuer auf die in­
ländischen Produkte einerseits und die 
eingeführten Erzeugnisse andererseits. 

Die niederländischen Rechtsvorschriften 
sähen aber insoweit eine andere Bemes­
sungsgrundlage für die Erhebung der 
Umsatzsteuer vor, als inländische Er­
zeugnisse nur erfaßt würden, wenn die 
Lieferung durch einen Steuerpflichtigen 
gegen Entgelt erfolge, während die ein­
geführten Erzeugnisse allein aufgrund 
ihrer Einfuhr belastet würden. Dieser 
Unterschied habe eine tatsächliche Aus­
wirkung auf die inländischen und die 
eingeführten Erzeugnisse, denn selbst bei 
gleichem Abgabensatz sei die Belastung 
unterschiedlich, da die Bemessungs­
grundlage für das eingeführte Erzeugnis 
die in einem anderen Mitgliedstaat ge­
zahlte Umsatzsteuer mitumfasse. 

Die zweite Frage, die für den Fall der 
Verneinung der ersten Frage gestellt 
worden sei, sei demnach wie folgt zu be­
antworten : 

„Die Umsatzsteuer, die ein Mitgliedstaat 
bei der Einfuhr von Gegenständen aus 
einem anderen Mitgliedstaat erhebt, die 
von einer Privatperson geliefert werden, 
ist im Sinne von Artikel 95 EWG-Ver­
trag als eine inländische Abgabe anzuse­
hen, die höher ist als die auf gleichartige 
inländische Gegenstände erhobene Ab­
gabe, wenn auf die Lieferung von Ge­
genständen, die sich bereits in diesem 
Mitgliedstaat befinden, keine Umsatz­
steuer erhoben wird, falls die Lieferung 
durch eine Privatperson erfolgt." 

c) Was die dritte Frage betreffe, stelle 
Artikel 2 Nr. 2 der Sechsten Richtlinie, 
anstatt den freien Warenverkehr zu för­
dern, ein Hemmnis für diesen dar, das 
Abgaben mit gleicher Wirkung vergleich­
bar sei. Diese Bestimmung sei insoweit 
unwirksam, als sie weder eine Ausnahme 
zugunsten der Einfuhr im Rahmen von 
durch Privatpersonen erbrachten Liefe­
rungen vorsehe, noch in anderer Weise 
eine Doppelbesteuerung vermeide, z. B. 
indem sie vorschreibe, daß bei der Aus­
fuhr aus einem anderen Mitgliedstaat die 
in diesem Mitgliedstaat erhobene Um­
satzsteuer vollständig oder teilweise er­
stattet werde. 

Die dritte Frage sei daher wie folgt zu 
beantworten: 

„Anikei 2 Nr. 2 der Sechsten. Richtlinie 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten über die Umsatz­
steuern ist mit dem EWG-Vertrag unver­
einbar und deshalb ungültig, soweit diese 
Bestimmung den Mitgliedstaaten vor­
schreibt, die Einfuhr von Gegenständen 
aus anderen Mitgliedstaaten der Mehr­
wertsteuer zu unterwerfen, 

— ohne entweder eine Ausnahme für 
durch Privatpersonen gelieferte Ge­
genstände vorzusehen, die bei Liefe­
rung innerhalb des betreffenden Mit­
gliedstaats dieser Steuer nicht unter­
liegen 

— oder ohne andere Maßnahmen zu er­
greifen, um eine Doppelbesteuerung 
beim Verkehr von Privatpersonen ge­
hörenden Gegenständen zwischen 
den Mitgliedstaaten zu verhindern." 

d) Was die vierte Frage betrifft, wird 
geltend gemacht, Artikel 2 Nr. 2 der 
Sechsten Richtlinie könne, da er unwirk­
sam sei, die Verpflichtungen, die für die 
Mitgliedstaaten aufgrund der Artikel 13 
und 95 EWG-Vertrag bestünden, nicht 
abändern. 

Die Antwort auf die vierte Frage sei da­
her wie folgt: 

1415 



URTEIL VOM 5. 5. 1982 — RECHTSSACHE 15/81 

„Aus der Antwort auf die dritte Frage 
folgt, daß es beim gegenwärtigen Stand 
des Gemeinschaftsrechts einem Mitglied­
staat verboten ist, die Einfuhr von durch 
eine Privatperson gelieferten Gegenstän­
den aus einem anderen Mitgliedstaat der 
Mehrwertsteuer zu unterwerfen, wenn 
die Lieferung dieser Gegenstände durch 
eine Privatperson innerhalb des Mitglied­
staats dieser Steuer nicht unterliegt." 

2. Die niederländische Regierung trägt 
vor, Artikel 1 des niederländischen Ge­
setzes über die Umsatzsteuer stehe im 
Einklang mit Artikel 2 der Sechsten 
Richtlinie. Diese Richtlinie bezwecke in 
Übereinstimmung mit den Zielen des 
EWG-Vertrags die teilweise Harmonisie­
rung der nationalen Rechtsvorschriften 
über die Umsatzsteuern. 

Diese Harmonisierung sei deshalb gebo­
ten, weil die Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Umsatzsteuern von 
dem Grundsatz ausgingen, daß die Ver­
brauchsteuern wie z. B. die Umsatzsteu­
ern in dem Land zu erheben seien, in 
dem die in Frage stehenden Gegenstände 
oder Dienstleistungen genutzt würden 
(Bestimmungslandgrundsatz). Die An­
wendung dieses Grundsatzes setze 
voraus, daß es Steuergrenzen gebe, denn 
der Verbrauch eines Gegenstandes in 
einem Mitgliedstaat werde mit der in 
diesem Mitgliedstaat geltenden Umsatz­
steuer belegt. Die Steuer erfasse deshalb 
nicht nur die Lieferungen von Gegen­
ständen, die die Unternehmer im Inland 
durchführten, sondern auch die Einfuhr 
von Gegenständen unabhängig davon, 
wer die Einfuhr durchführe und was die 
Rechtsgrundlage dieser Einfuhr sei. 

a) Was die erste Frage angeht, ist die 
niederländische Regierung der Auffas­
sung, die Erhebung der Umsatzsteuer bei 
der Einfuhr von Waren aus einem ande­
ren Mitgliedstaat durch eine Privatper­
son stelle keine Abgabe mit gleicher Wir­

kung im Sinne des Artikels 13 Absatz 2 
EWG-Vertrag dar. 

Diese Bestimmung betreffe, wie der Ge­
richtshof in seinem Urteil vom 19. Juli 
1973 in der Rechtssache 77/72 (Capo-
longo, Slg. 1973, 611) festgestellt habe, 
alle anläßlich oder wegen der Einfuhr 
geforderten Abgaben, die dadurch, daß 
sie eingeführte Waren spezifisch träfen, 
deren Gestehungspreis erhöhten und da­
mit die gleiche einschränkende Wirkung 
auf den freien Warenverkehr hätten wie 
ein Zoll. Dagegen seien nach diesem Ur­
teil finanzielle Belastungen wie die Um­
satzsteuer, da sie Bestandteil einer allge­
meinen inländischen Abgabenregelung 
seien, die einheimische und eingeführte 
Erzeugnisse systematisch nach denselben 
Kriterien erfasse, nicht als Abgaben mit 
gleicher Wirkung anzusehen. 

Die Besteuerung der Lieferung von Ge­
genständen durch Unternehmer im In­
land entspreche einem steuerlichen 
Druck, der auf diese Gegenstände ausge­
übt werde, bevor ihr Verbrauch beginne, 
und der sich dann auf die Verwendung 
oder den vollständigen Verbrauch er­
strecke. Es sei daher nicht erforderlich, 
eventuelle Lieferungen durch Privatper­
sonen in einem späteren Stadium eben­
falls der Umsatzsteuer zu unterwerfen, 
weil die vollständige Verwendung be­
steuert sei, denn der Unternehmer habe 
im Zeitpunkt der Lieferung an die erste 
Privatperson die Umsatzsteuer auf den 
Preis des Gegenstandes im Neuzustand 
gezahlt. Andererseits hätte das Fehlen 
einer solchen Besteuerung bei der Ein­
fuhr eine Ungleichheit gegenüber der Si­
tuation zur Folge, in der dieselbe Privat­
person sich befunden hätte, wenn sie 
denselben Gegenstand im Inland erwor­
ben hätte. Gerade um diesen Vorteil aus­
zuschließen, sei die Einfuhr von Gegen­
ständen grundsätzlich immer der natio­
nalen Steuer unterworfen. 
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b) Die zweite Frage sei ebenfalls zu ver­
neinen. Bei der Einfuhr von Waren, de­
ren Verbrauch bereits außerhalb des Ho­
heitsgebiets der Niederlande begonnen 
habe, beziehe sich die Besteuerung näm­
lich auf den vereinbarten Verkaufspreis 
oder aber auf den Verkaufswert, von de­
nen man annehmen könne, daß sie den 
Wert der Waren unter Berücksichtigung 
der verbleibenden Verwertungsdauer 
darstellten. Dadurch, daß man den Ver­
kaufspreis oder den Verkaufswert der 
Besteuerung zugrunde lege, erhalte man 
unter Bezugnahme auf die verbleibende 
Verbrauchsdauer solcher Waren steuer­
lich die gleiche Situation wie bei Waren, 
die sich bereits im Inland auf der glei­
chen Verbrauchsstufe befinden oder die 
nach einem entsprechenden teilweisen 
Verbrauch weiterverkauft worden seien. 
Daraus ergebe sich, daß die Erhebung 
der Umsatzsteuer bei der Einfuhr von 
Erzeugnissen durch Privatpersonen im 
Sinne des Artikels 95 EWG-Vertrag auch 
nicht als eine höhere inländische Abgabe 
anzusehen sei, als sie gleichartige inlän­
dische Waren zu tragen haben. 

c) In Anbetracht der Tatsache, daß die 
ersten beiden Fragen zu verneinen seien, 
seien die dritte und die vierte Frage ge­
genstandslos. 

3. Die Erklärungen des Rates, der nur 
zur dritten Frage, die die Gültigkeit der 
Sechsten Richtlinie betrifft, Stellung 
nimmt, lassen sich wie folgt zusammen­
fassen: 

a) Die Sechste Richtlinie habe die 
Schaffung eines gemeinsamen Mehrwert­
steuersystems zum Gegenstand. Sie führe 
jedoch kein vollständiges System ein, das 
alle Einzelbestimmungen umfasse, die 
seine einheitliche Anwendung in allen 
Mitgliedstaaten ermöglichten, sondern 
sie harmonisiere die nationalen Steuersy­
steme nur zum Teil in der Weise, daß 
die Mitgliedstaaten einen weiten Ermes­

sensspielraum bei der Festlegung der 
Steuersätze und der Definition der bei 
der Anwendung der Steuer verwendeten 
Begriffe behielten. Sie beziehe sich insbe­
sondere auf die wirtschaftlichen Tätig­
keiten, die berufsmäßig ausgeübt wür­
den, erstrecke sich aber auch auf alle 
sonstigen Transaktionen, selbst solche 
nicht kommerzieller Art. 

Diese Harmonisierung beruhe einerseits 
auf der Aufrechterhaltung der Steuer­
grenzen, d. h. der Abschottung der 
Steuersysteme der Mitgliedstaaten und 
andererseits auf einer fortschreitenden 
Vereinheitlichung dieser Systeme. Einst­
weilen würden die Unterschiede zwi­
schen den nationalen Systemen an der 
Grenze durch ein System der Besteue­
rung bei der Einfuhr und der steuerli­
chen Entlastung bei der Ausfuhr ausge­
glichen. Das Ausgleichssystem sei jedoch 
insoweit unvollständig, als Unterschiede 
zwischen den noch nicht harmonisierten 
Rechtsvorschriften zu Besteuerungen 
führen könnten, denen keine steuerlichen 
Entlastungen gegenüberstünden. 

Was insbesondere Artikel 2 der Sechsten 
Richtlinie angehe, seien die Mitgliedstaa­
ten verpflichtet, bei im Inland durchge­
führten Transaktionen die Mehrwert­
steuer nur bei Transaktionen zu erheben, 
die von einem Steuerpflichtigen im Sinne 
des Artikels 4 der Richtlinie durchge­
führt würden. Dieser Artikel belasse den 
Mitgliedstaaten einen Ermessungsspiel-
raum, insbesondere im Hinblick auf Ge­
legenheitsgeschäfte. Dagegen seien die 
Mitgliedstaaten bei Einfuhren verpflich­
tet, die Mehrwertsteuer auf alle Einfuh­
ren von Gegenständen zu erheben, ohne 
daß ihnen ein Ermessensspielraum belas­
sen werde. 

Um zu vermeiden, daß derselbe Gegen­
stand zweimal besteuert werde, nämlich 
im Ausfuhrland und im Einfuhrland, ver­
pflichte Artikel 15 Nr. 1 der Richtlinie 
den Ausfuhrmitgliedstaat, Lieferungen 
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von Gegenständen, die durch den Ver­
käufer oder für dessen Rechnung nach 
Orten außerhalb seines Hoheitsgebietes 
versandt würden, von der Steuer zu be­
freien. Im Normalfall und jedenfalls bei 
kommerziellen Geschäften gebe es daher 
keine Doppelbesteuerung, sondern ledig­
lich die Erhebung der Mehrwertsteuer im 
Einfuhrland. Es könne jedoch sein, daß 
bei Geschäften, an denen keine Steuer­
pflichtigen beteiligt seien, die Gegen­
überstellung der nur zum Teil harmoni­
sierten nationalen Systeme zu einer Be­
steuerung bei der Einfuhr führe, ohne 
daß eine steuerliche Entlastung bei der 
Ausfuhr erfolge. 

b) Der Rat ist der Auffassung, das so 
beschriebene System sei mit den Bestim­
mungen des EWG-Vertrags vereinbar. Er 
prüft zu diesem Zweck Artikel 95 sowie 
die Artikel 12 und 13 EWG-Vertrag. 

Artikel 95 EWG-Vertrag werde durch 
Artikel 2 der Richtlinie nicht berührt, da 
diese Bestimmung die Erhebung von Ein­
fuhrabgaben nicht generell verbiete, son­
dern allein die Erhebung von Abgaben, 
die höher seien als diejenigen, die gleich­
artige inländische Waren zu tragen hät­
ten. 

Auch die Verpflichtung der Mitgliedstaa­
ten, bei der Einfuhr eine Besteuerung 
vorzunehmen, der keine steuerliche 
Entlastung bei der Ausfuhr entspreche, 
falle nicht in den Anwendungsbereich 
der Artikel 12 oder 13 und dies aus drei 
Gründen: Das Phänomen einer solchen 
Besteuerung sei nebensächlich, da es nur 
in den seltenen Fällen des Unterschiedes 
zwischen den nationalen Systemen auf­
treten könne, es sei vorübergehend, da es 
mit einer Phase der teilweisen Harmoni­
sierung der nationalen Systeme in Ver­
bindung stehe, und es sei unerläßlich für 
das Funktionieren des Systems. Wenn die 
Geschäfte zwischen Privatpersonen un­
abhängig davon in der gleichen Weise 

behandelt werden müßten, ob sie im In­
land oder über die Grenze hinweg abge­
wickelt würden, verlören die Steuergren­
zen ihre Wirksamkeit, da es für eine Pri­
vatperson, die einen Gegenstand zum 
günstigsten, in einem anderen Mitglied­
staat geltenden Mehrwertsteuersatz kau­
fen wolle, ausreiche, ihn durch eine an­
dere Privatperson kaufen und an sich 
übertragen zu lassen. 

c) Der Rat schlägt daher vor, die dritte 
Frage dahin zu beantworten, daß die den 
Mitgliedstaaten durch Artikel 2 der 
Sechsten Richtlinie auferlegte Verpflich­
tung, bei der Einfuhr von Gegenständen, 
auch wenn sie von Privatpersonen ge­
kauft worden sind, die Mehrwertsteuer 
zu erheben, nicht gegen Artikel 95 
EWG-Vertrag verstoße. Sie könne auf­
grund ihres Gegenstandes auch nicht als 
eine Verpflichtung angesehen werden, 
die die Erhebung einer Abgabe mit glei­
cher Wirkung wie einen Zoll im Sinne 
der Artikel 12 und 13 EWG-Vertrag mit 
sich bringe. In jedem Fall müsse sie als 
Übergangsbestimmung und als notwendi­
ges Mittel zur fortschreitenden Verwirk­
lichung der steuerlichen Harmonisierung 
und zur Verhinderung von Mißbräu­
chen, die sich anderenfalls daraus erge­
ben könnten, daß es sich um eine teil­
weise Harmonisierung handelt, zulässig 
sein. 

4. Die Kommission gibt zu, daß das 
niederländische Mehrwertsteuersystem 
zu einer Beschränkung des freien Wa­
renverkehrs führe, da der Verkauf von 
Gebrauchtgegenständen zwischen Privat­
personen in den Niederlanden der Mehr­
wertsteuer nicht unterworfen sei, wäh­
rend Gegenstände, die unter den ent­
sprechenden Umständen in einem ande­
ren Mitgliedstaat gekauft und in die 
Niederlande eingeführt würden, dieser 
Steuer unterlägen. Sie vertritt jedoch die 
Auffassung, weder die Sechste Richtlinie 
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noch die Erhebung der im Streit befindli­
chen Steuer sei mit dem EWG-Vertrag 
unvereinbar. Dazu untersucht sie zu­
nächst die Vereinbarkeit des niederländi­
schen Systems mit der Richtlinie, um sich 
in der Folge mit der Prüfung der Verein­
barkeit der Richtlinie mit den Artikeln 13 
und 95 EWG-Vertrag zu befassen. 

a) Was die Frage der Vereinbarkeit des 
niederländischen Systems mit der Sechsten 
Richtlinie angehe, sei von dem Besteue­
rungsverfahren auszugehen. Die Steuer 
werde auf jeder Produktions- und Ver­
triebsstufe bis zum Endverbraucher in 
der Art erhoben, daß jeder Steuerpflich­
tige, der zu der Handelskette gehöre, 
verpflichtet sei, sie nach Abzug des an 
den vorangehenden Steuerpflichtigen ge­
zahlten Betrages zu erheben und an den 
Fiskus zu zahlen. Die Steuer werde in je­
dem steuerlichen Hoheitsgebiet nach den 
gleichen Kriterien und Methoden erho­
ben, wobei es den Mitgliedstaaten jedoch 
freistehe, ihre eigenen Steuersätze festzu­
legen. Beim Verkauf durch Privatperso­
nen werde keine Mehrwertsteuer gefor­
dert, soweit der Verkauf im steuerlichen 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats statt­
finde, da Privatpersonen keine Steuer­
pflichtigen im Sinne der Richtlinie seien. 

Artikel 15 der Richtlinie sehe ein Recht 
auf Befreiung von der Steuer im Falle 
der Ausfuhr vor. Die ausgeführten Wa­
ren würden beim Eintritt in einen ande­
ren Mitgliedstaat der Mehrwertsteuer 
dieses Mitgliedstaats unterworfen, und 
zwar nach Artikel 12 Absatz 5 der Richt­
linie zum gleichen Satz, der für die Lie­
ferung des gleichen Gegenstands im In­
land gelte. 

Artikel 32 enthalte jedoch besondere Be­
stimmungen für Gebrauchtgegenstände, 
für die der Rat bis zum 31. Dezember 
1977 eine gemeinschaftliche Regelung 
für die Besteuerung habe erlassen sollen. 
Nach diesem Artikel hätten die Mitglied­

staaten, die auf diesem Gebiet bei In­
krafttreten der Richtlinie eine Sonderre­
gelung angewendet hätten, diese bis zur 
Anwendung dieser Gemeinschaftsrege­
lung beibehalten können. 

Daraus ergebe sich, daß unbestreitbar 
zwar ein Recht auf Steuerabzug bei der 
Ausfuhr von neuen Gegenständen be­
stehe — so daß sich die Frage der Dop­
pelbesteuerung nicht stelle —, daß die 
Richtlinie sich aber nicht klar ausdrücke, 
was Gebrauchtgegenstände betreffe, die 
eine Privatperson einführe, nachdem sie 
sie im Wege eines Geschäfts mit einer 
anderen Privatperson erworben habe. In 
dieser Hinsicht diskutiert die Kommis­
sion zunächst die Tragweite des Artikels 
32, der den Verkauf von Gebrauchtge­
genständen betreffe und es den Mitglied­
staaten gestatte, die bei ihnen geltende 
Regelung bis zum Inkrafttreten einer 
Gemeinschaftsregelung anzuwenden. Die 
Kommission ist der Auffassung, daß 
diese Bestimmung nur für die Steuer­
pflichtigen gelte, und kommt zu der 
Schlußfolgerung, daß der Verkauf von 
Gebrauchtgegenständen zwischen Privat­
personen in einem Mitgliedstaat unter 
die Regelung der Sechsten Richtlinie 
falle und nicht steuerpflichtig sei. 

Danach erläutert die Kommission die 
Auffassung, daß die Mehrwertsteuer bei 
der Einfuhr von Gebrauchtgegenständen 
durch eine Privatperson erhoben werden 
könne, wenn diese Gegenstände auf­
grund eines mit einer anderen Privatper­
son abgeschlossenen Geschäftes erwor­
ben worden seien. Diese Auffassung 
könne auf die eindeutige Formulierung 
des Artikels 2 Nr. 2 der Richtlinie ge­
stützt werden, der bestimme, daß die 
Einfuhr von Gegenständen steuerpflich­
tig sei. Die dadurch geschaffene Ver­
pflichtung habe absoluten Charakter, 
was im übrigen durch andere Bestim­
mungen der Richtlinie bestätigt werde, 
die den gleichen Unterschied zwischen 
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im Inland abgeschlossenen Geschäften 
und Einfuhren machten. 

Dieser Auffassung könne nicht entgegen­
gehalten werden, daß das derart be­
schriebene System bei den Gebrauchtge­
genständen, die bereits einmal auf der 
Stufe des Endverbrauchers mit der 
Steuer belegt worden seien, zu einer 
Doppelbesteuerung führe, denn die Dop­
pelbesteuerung sei durch die Sechste 
Richtlinie, der es nicht gelungen sei, die 
Mehrwertsteuer im innergemeinschaftli­
chen Handel für alle Arten von Transak­
tionen zu neutralisieren, nicht rechtswid­
rig gemacht worden. 

Die Kommission fügt hinzu, eine zweite 
Auslegung sei möglich, der sie sich je­
doch nicht anschließen werde. Diese 
Auffassung gehe von der Annahme aus, 
daß die Einführung des Mehrwertsteuer­
systems das Ziel habe, im Wettbewerb 
sowohl auf nationaler Ebene als auch auf 
der Ebene der Gemeinschaft die steuer­
liche Neutralität bei der Erhebung der 
Steuer sicherzustellen. So bestätige Arti­
kel 10 der Richtlinie die innere Gleich­
wertigkeit des Steuertatbestandes im In­
land, nämlich die Lieferung der Gegen­
stände, und des Steuertatbestandes bei 
der Einfuhr, nämlich die Einführung der­
selben Gegenstände in das betreffende 
Land, ebenso wie Artikel 12 Absatz 5 der 
Richtlinie bestimme: „Bei der Einfuhr 
eines Gegenstandes ist der gleiche Satz 
anzuwenden, der für die Lieferung des 
gleichen Gegenstands im Inland gilt." Im 
vorliegenden Fall könne man aber der 
Auffassung sein, daß weder eine Gleich­
wertigkeit des Steuertatbestandes noch, a 
fortiori, des bei der Einfuhr angewand­
ten Satzes vorliege, da die entsprechende 
Transaktion auf dem Inlandsmarkt, näm­
lich der Verkauf zwischen Privatleuten, 
nicht zur Erhebung einer Steuer führe. 

Dieser Auslegung sei jedoch entgegenzu­
halten, daß die entscheidenden Worte in 
Artikel 12 Absatz 5 der Richtlinie „die 

Lieferung des gleichen Gegenstands" 
seien, während diese Formulierung in der 
vorangehenden Argumentation so ausge­
legt worden sei, als bedeute sie eine 
gleichartige Transaktion, d. h. die Liefe­
rung eines Gebrauchtgegenstandes durch 
eine Privatperson an eine andere Privat­
person. Darüber hinaus sei einzuwenden, 
daß der für Gebrauchtgegenstände ge­
forderte Preis die ursprünglich erhobene 
Mehrwertsteuer widerspiegele und daß 
daher ein Ausgleich für die Steuer zu 
schaffen sei, die auf die Preise der Ge­
brauchtgegenstände auf dem Binnen­
markt durchschlage. 

Die Kommission ist daher der Auffas­
sung, daß eine Steuer, die bei der Ein­
fuhr von Gebrauchtgegenständen erho­
ben werde, die von Privatpersonen auf­
grund eines mit anderen Privatpersonen 
abgeschlossenen Geschäfts erworben 
worden seien, mit der Sechsten Richtlinie 
vereinbar sei. 

b) Was die Vereinbarkeit der Sechsten 
Richtlinie mit den Bestimmungen des 
EWG-Vertrags betrifft, ist die Kommis­
sion der Meinung, die im Rahmen des 
Systems der Mehrwertsteuer erhobenen 
Abgaben könnten im Lichte der Recht­
sprechung des Gerichtshofes nicht als un­
ter Artikel 13 Absatz 2 fallend angesehen 
werden, sondern müßten nach Artikel 95 
beurteilt werden. Die in Frage stehende 
Abgabe sei nämlich Teil des Systems der 
Mehrwertsteuer, die eine in der gesam­
ten Gemeinschaft auf der Grundlage der 
gleichen Kriterien angewandte inländi­
sche Verbrauchsteuer sei. 

Der Gerichtshof habe im Urteil vom 31. 
Mai 1979 in der Rechtssache 132/78 
(Denkavit, Slg. 1979, 1923) die Auffas­
sung vertreten, eine Abgabe sei nur dann 
Teil einer allgemeinen inländischen Ab­
gabenregelung, „wenn sie ein einheimi­
sches und ein gleiches eingeführtes Er­
zeugnis in gleicher Höhe auf der glei-
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chen Handelsstufe erfaßt und wenn der 
Steuertatbestand ebenfalls für beide Er­
zeugnisse derselbe ist". Es sei jedoch 
zweifelhaft, ob diese Überlegung im vor­
liegenden Fall einschlägig sei, da das 
Denkavit-Urteil ein System von steuer­
ähnlichen Abgaben in Verbindung mit 
dem Gesundheitsschutz betreffe, das mit 
der im Streit befindlichen Abgabe nicht 
vergleichbar sei. 

Gehe man daher von der Annahme aus, 
daß Artikel 95 und nicht Artikel 13 
EWG-Vertrag im vorliegenden Fall ein­
schlägig sei, bestehe die Hauptfrage 
darin, ob die Erhebung der Abgabe eine 
diskriminierende steuerliche Belastung 
zur Folge habe. Diese Frage sei zu ver­
neinen. 

Artikel 95 erlaube es, einen Ausgleich für 
jede Abgabe zu schaffen, die gleichartige 
inländische Waren in jedem Stadium ih­
rer Existenz mittelbar oder unmittelbar 
zu tragen hätten. Der Verkauf von Ge­
brauchtgegenständen durch Privatperso­
nen werde mittelbar von einer inländi­
schen Abgabe im Sinne des Artikels 95 
Absatz 1 erfaßt, da die bei der Lieferung 
der neuen Gegenstände durch Steuer­
pflichtige auf dem Inlandsmarkt erho­
bene Steuer auf den Marktpreis der Ge­
brauchtgegenstände im Verhältnis des 
darin enthaltenen Steueranteils durch­
schlage. Die bei der Einfuhr erhobene 
Steuer schaffe daher zu Recht einen 
Ausgleich für die Steuer, die auf die 
Ware im Neuzustand erhoben worden 
sei. 

c) Im Ergebnis schlägt die Kommission 
vor, der Gerichtshof solle die Vorlage­
fragen dahin gehend beantworten, daß 
die Mehrwertsteuer, die von den Nieder­
landen bei der Einfuhr von Gebrauchtge­
genständen durch eine Privatperson er­
hoben werde, die aufgrund eines mit 
einer anderen Privatperson abgeschlosse­
nen Geschäfts erworben worden seien, 

nicht als eine Abgabe mit gleicher Wir­
kung wie Zölle anzusehen sei, sondern 
daß sie Teil einer inländischen Abgaben­
regelung sei. Diese Abgabe sei nicht dis­
kriminierend und daher mit Artikel 95 
EWG-Vertrag vereinbar, da die im In­
land verbrauchten Waren mittelbar eine 
gleiche Abgabe wie die bei der Einfuhr 
erhobene zu tragen hätten. 

Die die Gültigkeit der Sechsten Richtli­
nie betreffenden Fragen seien daher ge­
genstandslos. 

Zu den vom Gerichtshof gestellten Fragen 

1. Zu den Gründen und den Folgen der 
Regelung 

a) Nach Meinung der Firma Gaston 
Schul beruht die Regelung der Sechsten 
Richtlinie, nach der die Umsatzsteuer bei 
der Einfuhr selbst auf Lieferungen durch 
Privatpersonen erhoben wird, während 
die Steuerbefreiung bei der Ausfuhr nur 
für Lieferungen durch Steuerpflichtige 
vorgesehen ist, eher auf einem Versehen 
als auf Absicht. Es sei durchaus möglich, 
für Privatpersonen, die Gegenstände aus­
führten, einen Anspruch auf Steuererstat­
tung gegen Nachweis der Besteuerung 
des Gegenstands bei der Einfuhr in einen 
anderen Mitgliedstaat vorzusehen. 

b) Die niederländische und die italieni­
sche Regierung sowie der Rat und die 
Kommision sind sich in der Auffassung 
einig, daß die Doppelbesteuerung, zu der 
die Sechste Richtlinie bei Lieferungen 
zwischen Privatpersonen führe, eine 
Folge der auf diesem Gebiet nur teilweise 
durchgeführten Harmonisierung sei, die 
die Steuergrenzen fortbestehen lasse. 

Die niederländische Regierung fügt 
hinzu, die Zahl der Fälle, in denen es 
eine Doppelbesteuerung gebe, und deren 
Bedeutung seien sehr beschränkt. Der 
Erlaß einer Regelung, die jede Form 
von Doppelbesteuerung verhüte, bringe 

1421 



URTEIL VOM 5. 5. 1982 — RECHTSSACHE 15/81 

Schwierigkeiten gesetzgeberischer und 
praktischer Art mit sich, die vielleicht in 
keinem vernünftigen Verhältnis zu den 
damit zusammenhängenden finanziellen 
und wirtschaftlichen Interessen stünden. 

Die italienische Regierung trägt vor, 
während die Besteuerung der eingeführ­
ten Waren in jedem Fall erforderlich sei, 
um die Wettbewerbsneutralität im inner­
gemeinschaftlichen Handel zu erreichen, 
verschaffe eine eventuelle Erstattung der 
Vorsteuer an den Endverbraucher diesem 
einen ungerechtfertigten Vorteil, der ihn 
zur Ausfuhr anreize. 

2. Zur Vereinbarkeit mit dem Geist des 
Artikels 95 und den allgemeinen 
Grundsätzen 

a) Die Firma Gaston Schul ist der Auf­
fassung, eine Regelung, die zu einer un­
terschiedlichen Behandlung je nachdem 
führe, ob eine Privatperson einen Gegen­
stand von einer anderen Privatperson in 
demselben Staat oder in einem anderen 
Mitgliedstaat kaufe, verstoße sowohl ge­
gen den in Artikel 95 verankerten 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung als 
auch gegen das Verbot von Abgaben mit 
gleicher Wirkung. Sie sei außerdem un­
vereinbar mit dem Ziel der Harmonisie­
rung, das darin bestehe, innerhalb der 
Gemeinschaft Bedingungen sicherzustel­
len, die den auf einem inländischen 
Markt bestehenden entsprächen, und 
eine Besteuerung in mehreren Phasen in­
nerhalb des Gemeinsamen Marktes zu 
verhindern. 

b) Die niederländische und die italieni­
sche Regierung sowie der Rat und die 
Kommission sind der Meinung, es wider­
spreche weder dem Geist des Artikels 95 
noch den allgemeinen Grundsätzen des 
Gemeinschaftsrechts, einen Gegenstand 
bei der Einfuhr zu besteuern, auch wenn 
die steuerliche Entlastung bei der Aus­
fuhr ausgeschlossen sei. 

Die niederländische Regierung fügt 
hinzu, Artikel 95 beziehe sich nicht auf 
eine durch eine Gemeinschaftsregelung 
vorgeschriebene Abgabe, die in der glei­
chen Form für alle Mitgliedstaaten gelte 
und daher die inländischen Produkte 
eines Mitgliedstaates nicht zum Nachteil 
der Produkte der anderen Mitgliedstaa­
ten begünstige. Die allgemeinen Grund­
sätze des Gemeinschaftsrechts, insbeson­
dere der Grundsatz der Gleichbehand­
lung, verböten die Doppelbesteuerung 
nicht allgemein. 

Die italienische Regierung legt dar, eine 
nicht zu rechtfertigende privilegierte Stel­
lung ergebe sich gerade dann, wenn ¡Pri­
vatpersonen, die Gebrauchtgegenstände 
ins Ausland lieferten, Anspruch auf Er­
stattung der Mehrwertsteuer hätten, 
während der private Verbraucher, der 
den Gegenstand im Inland weiterver­
kaufe, keinerlei Erstattung erhalte. 

Nach Auffassung der Kommission stellt 
die Tatsache, daß Lieferungen, die Pri­
vatpersonen über die Grenzen hinweg 
durchführten, stärker belastet würden als 
die gleichen Lieferungen im Hoheitsge­
biet eines Mitgliedstaats, gewiß eine 
Schwäche des Systems dar, sie sei aber 
deshalb noch nicht rechtswidrig. Das 
Problem der Doppelbesteuerung, das 
sich im übrigen auch auf dem Gebiet der 
Verbrauchsteuern auf alkoholische Ge­
tränke, Tabak und Erdölprodukte stelle, 
müsse durch die Harmonisierung der 
steuerlichen Bestimmungen gelöst wer­
den. 

I I I — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haf­
tung Gaston Schul, vertreten durch 
Rechtsanwalt W. Alexander, Den Haag, 
die französische Regierung, vertreten 
durch Herrn A. Carnelutti, die italieni­
sche Regierung, vertreten durch Herrn 
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Conti, der Rat der Europäischen Ge­
meinschaften, vertreten von Herrn R. 
Fornasier, unterstützt von Herrn A. 
Brautigam, und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, vertreten 
durch die Herren D. Gilmour, T. van 
Rijn und G. Romoli Venturi, haben in 
der Sitzung vom 14. Oktober 1981 

mündliche Ausführungen gemacht und 
die vom Gerichtshof gestellten Fragen 
beantwortet. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 16. Dezember 
1981 vorgetragen. 

Entscheidungsgründe 

1 Der Gerechtshof 's-Hertogenbosch hat mit Urteil vom 19. Dezember 1980, 
beim Gerichtshof eingegangen am 30. Januar 1981, gemäß Artikel 177 
EWG-Vertrag vier Fragen nach der Auslegung der Artikel 13 und 95 EWG- . 
Vertrag sowie nach der Gültigkeit des Artikels 2 Nr. 2 der Sechsten Richtli­
nie (77/388) des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: Einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage 
(ABl. L 145, S. 1) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung Gaston Schul Douane Expediteur 
BV, eine Zollspedition, führte am 16. Februar 1979 ein gebrauchtes Sport-
und Vergnügungsboot im Auftrag und auf Rechnung eines Privatmannes mit 
Wohnsitz in den Niederlanden ein, der es in Frankreich von einem anderen 
Privatmann gekauft hatte. Die niederländische Steuerverwaltung erhob auf 
diese Einfuhr die Mehrwertsteuer in Höhe von 18 % des Kaufpreises, den 
normalen Satz, der innerhalb des Landes auf Lieferungen von Gegenständen 
gegen Entgelt erhoben wird. Die Erhebung dieser Steuer ist Gegenstand des 
Ausgangsverfahrens. 

3 Die niederländische Verwaltung stützte sich auf das niederländische Gesetz 
über die Umsatzsteuer von 1968 und insbesondere auf Artikel 1 dieses Geset­
zes. Nach dieser Bestimmung wird Umsatzsteuer erstens auf Lieferungen von 
Gegenständen und auf Dienstleistungen, die von Unternehmern im Rahmen 
des Unternehmens im Inland ausgeführt werden, und zweitens auf Einfuhren 
von Gegenständen erhoben. Mit dieser Bestimmung wird Artikel 2 der Zwei­
ten Richtlinie (67/228) des Rates vom 11. April 1967 zur Harmonisierung 
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der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Struk­
tur und Anwendungsmodalitäten des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems 
(ABl. S. 1303) — durchgeführt. Diese Bestimmung ist im wesentlichen in 
Artikel 2 der bereits genannten Sechsten Richtlinie (77/388) des Rates vom 
17. Mai 1977 übernommen worden. 

4 Nachdem die Beschwerde gegen diese Entscheidung mit der Begründung zu­
rückgewiesen worden war, die Besteuerung sei im Einklang mit den nieder­
ländischen Rechtsvorschriften erfolgt, hat die Firma Schul den Gerechtshof 
's-Hertogenbosch angerufen. Sie macht geltend, die Besteuerung stehe im 
Widerspruch zu den Bestimmungen des EWG-Vertrags, insbesondere zu den 
Artikeln 12 und 13 einerseits und zu Artikel 95 andererseits. 

5 Um dieses Vorbringen beurteilen zu können, hat der Gerechtshof die folgen­
den Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

„1 . Ist als eine Abgabe mit gleicher Wirkung wie Einfuhrzölle im Sinne des 
Artikels 13 Absatz 2 EWG-Vertrag die Erhebung von Umsatzsteuer 
durch einen Mitgliedstaat bei der Einfuhr von Gegenständen aus einem 
anderen Mitgliedstaat anzusehen, die von einer Privatperson geliefert 
werden, wenn auf die Lieferung von Gegenständen, die sich bereits in 
dem Mitgliedstaat befinden, durch eine Privatperson keine Umsatzsteuer 
erhoben wird? 

2. Für den Fall der Verneinung der Frage 1 : Ist die Umsatzsteuer, die ein 
Mitgliedstaat bei der Einfuhr von Gegenständen aus einem anderen Mit­
gliedstaat erhebt, die von einer Privatperson geliefert werden, im Sinne 
von Artikel 95 EWG-Vertrag als eine inländische Abgabe anzusehen, die 
höher ist als diejenige, die gleichartige inländische Waren zu tragen ha­
ben, wenn auf die Lieferung von Gegenständen, die sich bereits in die­
sem Mitgliedstaat befinden, keine Umsatzsteuer erhoben wird, falls die 
Lieferung durch eine Privatperson erfolgt? 

3. Für den Fall der Bejahung einer der beiden vorhergehenden Fragen: Ist 
Artikel 2 Nr. 2 der Sechsten Richtlinie zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern mit dem EWG-
Vertrag unvereinbar und deshalb ungültig, soweit diese Bestimmung den 
Mitgliedstaaten vorschreibt, die Einfuhr von Gegenständen aus anderen 
Mitgliedstaaten der Mehrwertsteuer zu unterwerfen, ohne eine Aus­
nahme für durch Privatpersonen gelieferte Gegenstände vorzusehen, die 
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bei Lieferung innerhalb des betreffenden Mitgliedstaats dieser Steuer 
nicht unterliegen würden? 

4. Folgt aus einer Bejahung der Frage 3, daß es einem Mitgliedstaat unter­
sagt ist, die Einfuhr von durch eine Privatperson gelieferten Gegenstän­
den aus einem anderen Mitgliedsaat der Mehrwertsteuer zu unterwerfen, 
wenn die Lieferung dieser Gegenstände durch eine Privatperson inner­
halb des Mitgliedstaats dieser Steuer nicht unterliegen würde?" 

6 Die Fragen des vorlegenden Gerichts gehen im wesentlichen dahin, ob es mit 
den Bestimmungen des Vertrages, insbesondere den Artikeln 12 und 13 
einerseits und Artikel 95 andererseits vereinbar ist, wenn ein Staat im Ein­
klang mit den Gemeinschaftsrichtlinien bei der Einfuhr von Waren aus einem 
anderen Mitgliedstaat, die durch einen Nichtsteuerpflichtigen (im folgenden: 
Privatperson) geliefert werden, Umsatzsteuer in der Form der Mehrwert­
steuer erhebt. 

7 Die Klägerin des Ausgangsverfahrens bestreitet die Vereinbarkeit dieser Be­
steuerung mit dem EWG-Vertrag und macht geltend, vergleichbare Liefe­
rungen, die innerhalb eines Mitgliedstaats von einer Privatperson ausgeführt 
würden, unterlägen nicht der Mehrwertsteuer. Außerdem trägt sie vor, die 
Erhebung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr von durch eine Privatperson 
gelieferten Waren aus einem anderen Mitgliedstaat führe zu einer Steuerku-
mulierung, da es in diesem Fall — anders als bei Lieferungen durch Steuer­
pflichtige — keine Erstattung der im Ausfuhrmitgliedstaat erhobenen Mehr­
wertsteuer gebe. Die bei der Einfuhr solcher Waren erhobene Mehrwert­
steuer sei folglich entweder als eine Abgabe mit gleicher Wirkung wie ein 
Zoll oder als eine diskriminierende inländische Abgabe anzusehen. 

Zum g e m e i n s a m e n M e h r w e r t s t e u e r s y s t e m 

8 Um die Tragweite dieser Argumente würdigen zu können und die für eine 
Antwort auf die Vorlagefragen erforderlichen Gesichtspunkte herauszuarbei­
ten, ist kurz auf die Merkmale des Umsatzsteuersystems in der Form des 
gemeinsamen Mehrwertsteuersystems hinzuweisen, auf die es im vorliegen­
den Fall ankommt. 
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9 Dieses gemeinschaftliche System ist auf der Grundlage der Artikel 99 und 
100 EWG-Vertrag durch die Erste Richtlinie (67/227) des Rates vom 
11. April 1967 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über die Umsatzsteuer (ABl. S. 1301) eingeführt worden. Es ist durch die 
Zweite Richtlinie (67/228) des Rates vom selben Tage ergänzt worden, an 
deren Stelle die bereits genannte Sechste Richtlinie (77/388) des Rates vom 
17. Mai 1977 getreten ist. 

10 Nach Artikel 2 der Ersten Richtlinie beruht das gemeinsame Mehrwertsteu­
ersystem auf dem Grundsatz, daß auf Gegenstände und Dienstleistungen bis 
zur Einzelhandelsstufe einschließlich ungeachtet der Zahl der Umsätze, die 
auf den vor der Besteuerungsstufe liegenden Produktions- und Vertriebsstu­
fen bewirkt wurden, eine allgemeine, zum Preis der Gegenstände und 
Dienstleistungen genau proportionale Verbrauchsteuer anzuwenden ist. Je­
doch wird bei allen Umsätzen die Mehrwertsteuer nur abzüglich des Mehr­
wertsteuerbetrags geschuldet, der die verschiedenen Kostenelemente unmit­
telbar belastet hat. Der Mechanismus des Vorsteuerabzugs ist durch Artikel 
17 Absatz 2 der Sechsten Richtlinie so ausgestaltet, daß allein die Steuer­
pflichtigen befugt sind, von der von ihnen geschuldeten Mehrwertsteuer die 
Mehrwertsteuer abzuziehen, mit der die Gegenstände bereits vorher belastet 
worden sind. 

1 1 In diesem allgemeinen Zusammenhang steht Artikel 2 der Sechsten Richtli­
nie; nach dieser Vorschrift unterliegen der Mehrwertsteuer erstens „Liefe­
rungen von Gegenständen und Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als 
solcher im Inland gegen Entgelt ausführt" (Nr. 1) und zweitens „die Einfuhr 
von Gegenständen" (Nr. 2). Nach Artikel 4 dieser Richtlinie gilt als „Steuer­
pflichtiger", wer selbständig und unabhängig von ihrem Ort eine wirtschaft­
liche Tätigkeit wie die Tätigkeit eines Erzeugers, Händlers oder Dienstlei­
stenden einschließlich der Tätigkeiten der Urproduzenten, Landwirte sowie 
der freien Berufe und der diesen gleichgestellten Berufe ausübt. Die „Liefe­
rung eines Gegenstands" ist in Artikel 5 als „die Übertragung der Befähi­
gung, wie ein Eigentümer über einen körperlichen Gegenstand zu verfügen" 
definiert, während nach Artikel 7 die „Einfuhr eines Gegenstands" vorliegt, 
„wenn dieser Gegenstand in das Inland . . . gelangt". 

12 Die Sechste Richtlinie harmonisiert auch die Begriffe Steuertatbestand und 
Steueranspruch (Artikel 10) sowie die Besteuerungsgrundlage (Artikel 11). 
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Steuerbefreiungen sind sowohl bei Umsätzen im Inland als auch bei Einfuh­
ren vorgesehen (Artikel 13 und 14). Ausfuhrumsätze und gleichgestellte Um­
sätze sind von der Steuer befreit (Artikel 15). 

13 Es ist hervorzuheben, daß die genannten Richtlinien nur eine teilweise Har­
monisierung des Mehrwertsteuersystems bewirken. Beim gegenwärtigen 
Stand des Gemeinschaftsrechts steht es den Mitgliedstaaten insbesondere frei, 
die Mehrwertsteuersätze festzulegen, wobei jedoch bei der Einfuhr eines Ge­
genstands derselbe Satz anzuwenden ist, der für die Lieferung des gleichen 
Gegenstands im Inland gilt (Artikel 12 der Sechsten Richtlinie). 

1 4 Die Prüfung der genannten Merkmale des gemeinsamen Mehrwertsteuersy­
stems läßt einerseits den Schluß zu, daß für Umsätze innerhalb eines Mit­
gliedstaats der Steuertatbestand die von einem Steuerpflichtigen als solchem 
ausgeführte Lieferung eines Gegenstands gegen Entgelt ist, während bei Ein­
fuhrumsätzen der Steuertatbestand allein darin besteht, daß ein Gegenstand 
in das Innere eines Mitgliedstaats gelangt, unabhängig davon, ob ein Rechts­
geschäft zugrundeliegt, ob die Leistung gegen Entgelt oder unentgeltlich, 
durch einen Steuerpflichtigen oder eine Privatperson ausgeführt wird. 

15 Daraus folgt andererseits, daß Lieferungen zur Ausfuhr als solche zwar un­
abhängig davon, ob sie von einem Steuerpflichtigen oder einer Privatperson 
ausgeführt werden, von der Mehrwertsteuer befreit sind, daß aber allein die 
Steuerpflichtigen befugt sind, das Recht auf Vorsteuerabzug auszuüben. In­
folgedessen können allein die von Steuerpflichtigen oder für deren Rechnung 
zur Ausfuhr gelieferten Gegenstände von der Mehrwertsteuer des Ausfuhr­
mitgliedstaats vollständig befreit werden, während die von Privatpersonen 
oder für deren Rechnung zur Ausfuhr gelieferten Gegenstände mit dieser 
Steuer im Verhältnis ihres Wertes im Zeitpunkt der Ausfuhr belastet bleiben. 
Da alle Einfuhren der Mehrwertsteuer des Einfuhrstaats unterliegen, kommt 
es in diesem Fall zu einer Kumulierung der Steuer im Ausfuhrstaat mit der 
Steuer im Einfuhrstaat. 

16 Auf der Grundlage dieser Merkmale des gemeinsamen Mehrwertsteuersy­
stems sind die Vorlagefragen zu prüfen. 
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Z u r e r s t en F r a g e : Die A u s l e g u n g de r Ar t ike l 12 und 13 E W G -
V e r t r a g 

17 Die erste Frage des Gerechtshof geht im wesentlichen dahin, ob die Erhe­
bung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr von Waren aus einem anderen 
Mitgliedstaat, die von einer Privatperson geliefert werden, mit den Artikeln 
12 und 13 EWG-Vertrag vereinbar ist, wenn eine solche Steuer bei der Lie­
ferung von gleichartigen Waren durch eine Privatperson innerhalb des Ein­
fuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird. 

18 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes gilt das Verbot von Abga­
ben mit gleicher Wirkung wie Zölle in den Beziehungen zwischen den Mit­
gliedstaaten für alle anläßlich oder wegen der Einfuhr geforderten Abgaben, 
die dadurch, daß sie eingeführte Waren, nicht aber gleichartige inländische 
Waren spezifisch treffen, deren Gestehungspreis erhöhen und damit die 
gleiche einschränkende Wirkung auf den freien Warenverkehr haben wie ein 
Zoll. 

19 Das wesentliche Merkmal einer Abgabe mit gleicher Wirkung wie ein Zoll, 
das sie von einer inländischen Abgabe unterscheidet, liegt demnach in dem 
Umstand, daß die erstere ausschließlich eingeführte Waren als solche erfaßt, 
während die letztere sowohl für eingeführte Waren als auch für inländische 
Waren gilt. 

20 Der Gerichtshof hat jedoch anerkannt, daß eine finanzielle Belastung, die ein 
aus einem anderen Mitgliedstaat eingeführtes Erzeugnis zu tragen hat, wäh­
rend kein gleiches oder gleichartiges inländisches Erzeugnis erfaßt wird, 
keine Abgabe mit gleicher Wirkung, sondern eine inländische Abgabe im 
Sinne des Artikels 95 EWG-Vertrag darstellt, wenn sie Bestandteil einer all­
gemeinen inländischen Abgabenregelung ist, die Gruppen von Waren syste­
matisch nach objektiven Kriterien betrifft, die unabhängig von der Herkunft 
der Waren gelten. 

21 Aus diesen Überlegungen ergibt sich, daß eine Abgabe der von dem vorle­
genden Gericht angesprochenen Art nicht die Merkmale einer Abgabe mit 
gleicher Wirkung wie Einfuhrzölle im Sinne der Artikel 12 und 13 Absatz 2 
EWG-Vertrag hat. Eine solche Abgabe ist nämlich Bestandteil des gemeinsa­
men Mehrwertsteuersystems, dessen Struktur und entscheidende Modalitäten 
durch Harmonisierungsrichtlinien des Rates festgelegt worden sind. Diese 
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haben einen einheitlichen Steuermechanismus geschaffen, der systematisch 
und nach objektiven Kriterien sowohl Umsätze innerhalb der Mitgliedstaaten 
als auch Einfuhrumsätze erfaßt. Dabei ist insbesondere hervorzuheben, daß 
das gemeinsame System die Einfuhr und die Lieferung eines gleichen Gegen­
stands innerhalb eines Mitgliedstaats demselben Steuersatz unterwirft. Die 
streitige Abgabe ist folglich als integraler Bestandteil einer allgemeinen inlän­
dischen Abgabenregelung im Sinne des Artikels 95 EWG-Vertrag anzusehen, 
und ihre Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht ist im Rahmen dieses 
Artikels und nicht in dem der Artikel 12 ff. EWG-Vertrag zu beurteilen. 

22 Die erste Frage ist demnach dahin zu beantworten, daß die Mehrwertsteuer, 
die ein Mitgliedstaat bei der Einfuhr von durch eine Privatperson gelieferten 
Waren aus einem anderen Mitgliedstaat erhebt, auch dann, wenn eine solche 
Steuer bei der Lieferung von gleichartigen Waren durch eine Privatperson 
innerhalb des Einfuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird, keine Abgabe 
mit gleicher Wirkung wie ein Einfuhrzoll im Sinne der Artikel 12 und 13 
Absatz 2 EWG-Vertrag darstellt. 

Z u r z w e i t e n F r a g e : Die A u s l e g u n g des Ar t ike l s 95 E W G - V e r t r a g 

23 Die zweite Frage des Gerechtshof geht im wesentlichen dahin, ob die Erhe­
bung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr von Waren aus einem anderen 
Mitgliedstaat, die von einer Privatperson geliefert werden, mit Artikel 95 
vereinbar ist, wenn eine solche Steuer bei der Lieferung von gleichartigen 
Waren durch eine Privatperson innerhalb des Einfuhrmitgliedstaats nicht er­
hoben wird. 

24 Die Klägerin des Ausgangsverfahrens ist der Auffassung, diese unterschied­
liche Behandlung stehe im Widerspruch zu Artikel 95 EWG-Vertrag, weil sie 
einerseits die Lieferung von Waren zwischen Privatpersonen, die in verschie­
denen Mitgliedstaaten ansässig sind, im Verhältnis zur Lieferung zwischen 
im Einfuhrmitgliedstaat ansässigen Privatpersonen benachteilige und weil sie 
andererseits zu einer Steuerkumulierung bei von Privatpersonen über die 
Grenze hinweg gelieferten Waren führe, die — im Gegensatz zu den von 
Steuerpflichtigen gelieferten Waren — bei der Ausfuhr nicht von der Steuer 
entlastet würden. 

25 Die am Verfahren beteiligten Mitgliedstaaten, der Rat und die Kommission 
machen geltend, die Beseitigung der Steuerkumulierung innerhalb der Ge-
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meinschaft könne — so wünschenswert sie auch sei — nur durch eine 
schrittweise Harmonisierung der nationalen Steuersysteme nach Artikel 99 
oder 100 EWG-Vertrag und nicht durch Anwendung des Artikels 95 erfol­
gen. Für diese Auffassung ist vorgebracht worden, die Steuerkumulierung sei 
eine zwangsläufige Folge der Tatsache, daß der Vertrag die Steuergrenzen 
habe fortbestehen lassen, indem er die Zuständigkeit für die inländischen Ab­
gaben den Mitgliedstaaten vorbehalten habe. 

26 Im System des Vertrages soll Artikel 95 EWG-Vertrag in Verbindung mit 
den Bestimmungen über die Beseitigung der Zölle und der Abgaben mit glei­
cher Wirkung den freien Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft unter 
normalen Wettbewerbsbedingungen dadurch gewährleisten, daß jede Form 
des Schutzes, die aus einer Waren aus anderen Mitgliedstaaten diskriminie­
renden inländischen Besteuerung folgen könnte, beseitigt wird. 

27 Artikel 95 EWG-Vertrag stützt sich im wesentlichen auf einen Vergleich 
zwischen den inländischen Abgaben, die eingeführte Waren, und denjenigen, 
die gleichartige inländische Waren unmittelbar oder mittelbar zu tragen ha­
ben. Bei richtiger Anwendung dieser Bestimmung sind diese Erzeugnisse in 
steuerlicher Hinsicht so miteinander zu vergleichen, daß auf jeder Produk­
tions- oder Handelsstufe sowohl der Steuersatz als auch die Bemessungs­
grundlage der Steuer und die Modalitäten ihrer Erhebung zu berücksichtigen 
sind. 

28 Artikel 95 EWG-Vertrag verbietet es nicht, die Einfuhr einer Ware insoweit 
der Mehrwertsteuer zu unterwerfen, als auch die Lieferung einer gleicharti­
gen Ware im Inland der Steuer unterliegt. Es ist daher zu prüfen, ob die 
Einfuhr einer Ware der Mehrwertsteuer unterworfen werden kann, wenn die 
Lieferung einer gleichartigen Ware im Inland, d. h. im vorliegenden Fall die 
Lieferung durch eine Privatperson, nicht der Mehrwertsteuer unterliegt. 

29 Zu dieser Frage vertreten die am Verfahren beteiligten Mitgliedstaaten, der 
Rat und die Kommission die Auffassung, es sei in einem solchen Fall zuläs­
sig, die Einfuhren der Mehrwertsteuer zu unterwerfen, vorausgesetzt, daß 
sowohl der Mehrwertsteuersatz als auch ihre Bemessungsgrundlage und die 
Modalitäten ihrer Erhebung dieselben seien wie bei der Lieferung einer 
gleichartigen Ware durch einen Steuerpflichtigen innerhalb dieses Mitglied­
staats. Die Besteuerung bewirke lediglich die Gleichstellung der eingeführten 
Waren mit gleichartigen inländischen Waren in bezug auf die steuerliche 
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Belastung dieser beiden Gruppen. Die inländischen Waren seien nämlich be­
reits innerhalb des Mitgliedstaats bei ihrer Lieferung im Neuzustand mit der 
Mehrwertsteuer belastet worden. Da diese Abgabe auf den Marktpreis der 
gebrauchten Gegenstände durchschlage, führe die bei der Einfuhr erhobene 
Mehrwertsteuer lediglich zu einem Ausgleich für den verbleibenden Teil die­
ser Abgabe und sichere so unter dem Gesichtspunkt einer vollständigen Neu­
tralität in bezug auf den innergemeinschaftlichen Handel die Gleichbehand­
lung der inländischen und der ausländischen Waren. 

30 Die Klägerin im Ausgangsverfahren macht dagegen geltend, der Gleichbe­
handlungsgrundsatz werde verletzt, denn die von Privatpersonen eingeführ­
ten Waren seien bereits mit der Mehrwertsteuer des Ausfuhrmitgliedstaats 
belastet, da sie bei ihrer Ausfuhr nicht von der Steuer endastet würden. 

31 Es ist festzustellen, daß es den Mitgliedstaaten beim gegenwärtigen Stand 
des Gemeinschaftsrechts nach Artikel 95 freisteht, bei der Einfuhr von Wa­
ren die Mehrwertsteuer auszugleichen, die sie auf gleichartige inländische 
Waren erheben. Ein solcher Ausgleich ist jedoch nur insoweit gerechtfertigt, 
als die eingeführten Waren nicht bereits im Ausfuhrmitgliedstaat mit der 
Mehrwertsteuer belastet worden sind, da anderenfalls die Besteuerung bei 
der Einfuhr in Wirklichkeit eine zusätzliche Abgabe wäre, die die eingeführ­
ten Waren stärker belasten würde als gleichartige inländische Waren. 

32 Diese Konzeption ergibt sich vor allem aus dem Wortlaut von Artikel 95 
EWG-Vertrag, der es verbietet, auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten nicht 
nur unmittelbar, sondern auch mittelbar höhere inländische Abgaben zu er­
heben, als gleichartige inländische Waren zu tragen haben. Dieses Verbot 
würde mißachtet, wenn eingeführte Waren der für gleichartige inländische 
Waren geltenden Mehrwertsteuer unterworfen werden könnten, ohne daß 
der Teil der Mehrwertsteuer berücksichtigt würde, mit dem diese Waren bei 
ihrer Einfuhr noch belastet sind. 

33 Eine solche Auslegung entspricht der Notwendigkeit, den in den Artikeln 2 
und 3 EWG-Vertrag zum Ausdruck gebrachten Zielen des Vertrages Rech­
nung zu tragen, zu denen an erster Stelle die Schaffung eines Gemeinsamen 
Marktes gehört. Der Begriff Gemeinsamer Markt — so wie ihn der Gerichts­
hof in ständiger Rechtsprechung herausgearbeitet hat — stellt ab auf die Be­
seitigung aller Hemmnisse im innergemeinschaftlichen Handel mit dem Ziele 
der Verschmelzung der nationalen Märkte zu einem einheitlichen Markt, 
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dessen Bedingungen denjenigen eines wirklichen Binnenmarktes möglichst 
nahekommen. Es ist wichtig, daß die Vorteile dieses Marktes über den be­
rufsmäßigen Handel hinaus auch Privatleuten zugute kommen, wenn sie 
grenzüberschreitende wirtschaftliche Transaktionen durchführen. 

34 Infolgedessen ist bei der Beurteilung der Frage, ob es mit den Erfordernissen 
des Artikels 95- vereinbar ist, durch Privatpersonen gelieferte Waren aus an­
deren Mitgliedstaaten insoweit mit Mehrwertsteuer zu belasten, als die Liefe­
rung von gleichartigen Waren durch Privatpersonen innerhalb des Einfuhr­
mitgliedstaats nicht besteuert wird, auch die im Ausfuhrmitgliedstaat erho­
bene Mehrwertsteuer zu berücksichtigen. Soweit eine solche eingeführte, von 
einer Privatperson gelieferte Ware, die nach den geltenden Regelungen bei 
der Ausfuhr nicht von der Steuer befreit werden kann, bei ihrer Einfuhr tat­
sächlich noch mit einem Teil der im Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten Mehr­
wertsteuer belastet ist, muß daher der bei der Einfuhr fällige Mehrwertsteu­
erbetrag um den Restbetrag der Mehrwertsteuer des Ausfuhrmitgliedstaats 
verringert werden, der in dem Wert der Ware im Zeitpunkt ihrer Einfuhr 
noch enthalten ist. Der so abzuziehende Betrag darf jedoch nicht höher sein 
als der im Ausfuhrmitgliedstaat tatsächlich entrichtete Mehrwertsteuerbetrag. 

35 Die am Verfahren beteiligten Mitgliedstaaten haben dieser Auslegung entge­
gengehalten, die im Ausfuhrmitgliedstaat entrichtete Mehrwertsteuer sei 
schwierig zu ermitteln, da sowohl der Satz der Mehrwertsteuer als auch ihre 
Bemessungsgrundlage sich in der Zwischenzeit geändert haben könnten. 

36 In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, daß es Sache desjenigen ist, 
der die Befreiung von der normalerweise bei der Einfuhr erhobenen Mehr­
wertsteuer oder deren Herabsetzung verlangt, nachzuweisen, daß die Vor­
aussetzungen dafür erfüllt sind. Es steht dem Einfuhrmitgliedstaat daher frei, 
von einem solchen Importeur die Vorlage der erforderlichen Unterlagen zum 
Nachweis der im Ausfuhrmitgliedstaat erhobenen Mehrwertsteuer, mit der 
die Ware im Zeitpunkt der Einfuhr noch belastet ist, zu verlangen. 

37 Außerdem haben die Mitgliedstaaten vorgetragen, die Schaffung eines Sy­
stems, das die vollkommene Neutralität der inländischen Abgaben im Hin­
blick auf den innergemeinschaftlichen Handel garantiere, sei nur durch eine 
strikte Anwendung des Grundsatzes der Besteuerung im Bestimmungsmit­
gliedstaat möglich, die eine vollständige Entlastung aller Waren bei der Aus­
fuhr voraussetze. Eine solche Lösung erfordere aber eine politische Entschei­
dung und sei daher Sache der politischen Organe der Gemeinschaft, 
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38 Zwar ist die Schaffung eines Systems vollkommener Wettbewerbsneutralität, 
das die vollständige Entlastung bei der Ausfuhr mit sich bringt, in der Tat 
Sache des Gemeinschaftsgesetzgebers; Artikel 95 EWG-Vertrag verbietet es 
jedoch, solange ein solches System nicht eingeführt ist, daß ein Einfuhrmit­
gliedstaat seine Mehrwertsteuerregelung auf eingeführte Erzeugnisse in einer 
Weise anwendet, die zu den Grundsätzen dieser Vorschrift im Widerspruch 
steht. 

39 Schließlich sind auch die Einwände zurückzuweisen, die aus möglichen, auf 
der Berücksichtigung der Mehrwertsteuer des Ausfuhrmitgliedstaats beruhen­
den Schwierigkeiten technischer und verwaltungsmäßiger Art hergeleitet 
werden, sowie die Einwände, die auf die Notwendigkeit gestützt werden, 
Umgehungsgeschäfte und Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der Gemein­
schaft zu verhindern. Die Einwände der erstgenannten Art sind deshalb zu­
rückzuweisen, weil es einer Privatperson, die den Erlaß oder die Herabset­
zung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr in Anspruch nehmen will, obliegt, 
den Beweis zu erbringen, daß die Voraussetzungen dafür erfüllt sind. Die 
zweite Gruppe von Einwänden ist deshalb unerheblich, weil die Erhebung 
des Unterschiedsbetrags der Mehrwertsteuer den Anreiz zu Verkehrsverlage­
rungen beseitigt. 

40 Die zweite Frage ist demnach dahin zu beantworten, daß die Mehrwert­
steuer, die ein Mitgliedstaat bei der Einfuhr von durch eine Privatperson ge­
lieferten Waren aus einem anderen Mitgliedstaat erhebt, wenn eine solche 
Steuer bei der Lieferung von gleichartigen Waren durch eine Privatperson 
innerhalb des Einfuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird, insoweit eine höhere 
inländische Abgabe, als sie gleichartige inländische Waren zu tragen haben, 
im Sinne des Artikels 95 EWG-Vertrag darstellt, als der Restbetrag der im 
Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten Mehrwertsteuer, der in dem Wert der 
Ware im Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch enthalten ist, nicht berücksichtigt 
wird. Der Nachweis der Tatsachen, die die Berücksichtigung dieser Steuer 
rechtfertigen, ist Sache des Importeurs. 

Z u r d r i t t e n F r a g e : Die G ü l t i g k e i t des Ar t ike l s 2 N r . 2 der Sech­
sten R ich t l i n i e 

41 Die dritte Frage betrifft die Gültigkeit des Artikels 2 Nr. 2 der Sechsten 
Richtlinie, soweit dieser Einfuhren von Waren aus einem anderen Mitglied­
staat, die von einer Privatperson geliefert werden, der, Mehrwertsteuer unter­
wirft. 
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42 Die Anforderungen des Artikels 95 EWG-Vertrag sind zwingender Art und 
lassen keine Ausnahme aufgrund irgendeiner Handlung eines Organs der 
Gemeinschaft zu. Aus dem Vorstehenden ergibt sich jedoch, daß diese Vor­
schrift es nicht generell verbietet, Einfuhren von Waren der Mehrwertsteuer 
zu unterwerfen, wenn die Lieferung von gleichartigen inländischen Waren 
innerhalb des Einfuhrmitgliedstaats nicht der Mehrwertsteuer unterliegt, son­
dern daß die Vorschrift lediglich dazu verpflichtet, den Teil der Mehrwert­
steuer des Ausfuhrmitgliedstaats zu berücksichtigen, mit dem die Ware im 
Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch belastet ist. 

43 Artikel 2 Nr. 2 der Sechsten Richtlinie, nach dem „die Einfuhr von Gegen­
ständen" der Mehrwertsteuer unterliegt, ist infolgedessen nicht als ungültig 
anzusehen. Lediglich die Tragweite dieser Vorschrift ist in der Weise zu be­
stimmen, daß sie in dem oben angegebenen Sinne entsprechend den zwin­
genden Erfordernissen des Vertrages ausgelegt wird. 

44 Die dritte Frage ist demnach dahin zu beantworten, daß Artikel 2 Nr. 2 der 
Sechsten Richtlinie (77/388) des Rates vom 17. Mai 1977 mit dem EWG-
Vertrag vereinbar und deshalb gültig ist; er ist jedoch so auszulegen, daß er 
der Verpflichtung aus Artikel 95 EWG-Vertrag nicht entgegensteht, anläß­
lich der Erhebung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr von durch eine Pri­
vatperson gelieferten Waren aus einem anderen Mitgliedstaat, wenn eine 
solche Steuer bei der Lieferung von gleichartigen Waren durch eine Privat­
person innerhalb des Einfuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird, den Restbe­
trag der im Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten Mehrwertsteuer zu berücksich­
tigen, der in dem Wert der Ware im Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch enthalten 
ist. 

Z u r v i e r t en F r a g e : Die u n m i t t e l b a r e G e l t u n g des Ar t i ke l s 95 
E W G - V e r t r a g 

45 Die vierte Frage betrifft nach ihrem Wortlaut allein die Wirkungen einer 
eventuellen Ungültigkeit des Artikels 2 Nr. 2 der Sechsten Richtlinie. Prüft 
man sie jedoch insbesondere im Lichte der Antworten auf die ersten drei 
Fragen, so ergibt sich, daß es dem vorlegenden Gericht im wesentlichen auf 
die unmittelbare Geltung des Artikels 95 EWG-Vertrag und die Auswirkun­
gen dieser unmittelbaren Geltung auf die nationalen Rechtsvorschriften und 
deren Anwendungsvoraussetzungen ankommt. 
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46 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichshofes enthält diese Vorschrift ein 
Diskriminierungsverbot, das eine eindeutige und uneingeschränkte Verpflich­
tung umfaßt, die weder an eine Bedingung geknüpft ist, noch zu ihrer 
Durchführung oder Wirksamkeit einer Maßnahme der Organe der Gemein­
schaft oder der Mitgliedstaaten bedarf. Dieses Verbot erzeugt daher unmit­
telbare Wirkungen und begründet individuelle Rechte der einzelnen, die die 
innerstaatlichen Gerichte zu schützen haben. 

47 Soweit diese Vorschrift in der Auslegung, die ihr der Gerichtshof gegeben 
hat, die Erhebung der Mehrwertsteuer bei der Einfuhr von durch eine Pri­
vatperson gelieferten Waren aus einem anderen Mitgliedstaat beschränkt, 
sind die Mitgliedstaaten daher verpflichtet, sich an diese Beschränkung zu 
halten und von der Anwendung aller gegebenenfalls entgegenstehenden Be­
stimmungen ihres innerstaatlichen Rechts abzusehen. 

48 Die vierte Frage ist deshalb dahin zu beantworten, daß Artikel 95 EWG-Ver­
trag es den Mitgliedstaaten verbietet, die Einfuhr von durch eine Privatper­
son gelieferten Waren aus anderen Mitgliedstaaten der Mehrwertsteuer zu 
unterwerfen, wenn eine solche Steuer bei der Lieferung von gleichartigen 
Waren durch eine Privatperson innerhalb des Einfuhrmitgliedstaats nicht er­
hoben wird, soweit der Restbetrag der im Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten 
Mehrwertsteuer, der in dem Wert der Ware im Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch 
enthalten ist, nicht berücksichtigt wird. 

Kosten 

Die Auslagen der niederländischen, der französischen und der italienischen 
Regierung sowie des Rates und der Kommission, die vor dem Gerichtshof 
Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien 
des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwi­
schenstreit in dem vor dem innerstaatlichen Gericht anhängigen Verfahren; 
die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Gerechtshof 's-Hertogenbosch mit Urteil vom 19. Dezem­
ber 1980 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1. Die Mehrwertsteuer, die ein Mitgliedstaat bei der Einfuhr von durch 
eine Privatperson gelieferten Waren aus einem anderen Mitgliedstaat 
erhebt, stellt auch dann, wenn eine solche Steuer bei der Lieferung 
von gleichartigen Waren durch eine Privatperson innerhalb des Ein­
fuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird, keine Abgabe mit gleicher Wir­
kung wie ein Einfuhrzoll im Sinne der Artikel 12 und 13 Absatz 2 
EWG-Vertrag dar. 

2. Die Mehrwertsteuer, die ein Mitgliedstaat bei der Einfuhr von durch 
eine Privatperson gelieferten Waren aus einem anderen Mitgliedstaat 
erhebt, stellt, wenn eine solche Steuer bei der Lieferung von gleichar­
tigen Waren durch eine Privatperson innerhalb des Einfuhrmitglied­
staats nicht erhoben wird, insoweit eine höhere inländische Abgabe, 
als sie gleichartige inländische Waren zu tragen haben, im Sinne des 
Artikels 95 EWG-Vertrag dar, als der Restbetrag der im Ausfuhrmit­
gliedstaat entrichteten Mehrwertsteuer, der in dem Wert der Ware im 
Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch enthalten ist, nicht berücksichtigt wird. 
Der Nachweis der Tatsachen, die die Berücksichtigung dieser Steuer 
rechtfertigen, ist Sache des Importeurs. 

3. Artikel 2 Nr. 2 der Sechsten Richtlinie (77/388) des Rates vom 
17. Mai 1977 ist mit dem EWG-Vertrag vereinbar und deshalb gültig; 
er ist jedoch so auszulegen, daß er der Verpflichtung aus Artikel 95 
EWG-Vertrag nicht entgegensteht, anläßlich der Erhebung der Mehr-
wehrtsteuer bei der Einfuhr von durch eine Privatperson gelieferten 
Waren aus einem anderen Mitgliedstaat, wenn eine solche Steuer bei 
der Lieferung von gleichartigen Waren durch eine Privatperson inner­
halb des Einfuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird, den Restbetrag der 
im Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten Mehrwertsteuer zu berücksichti­
gen, der in dem Wert der Ware im Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch ent­
halten ist. 
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4. Artikel 95 EWG-Vertrag verbietet es den Mitgliedstaaten, die Einfuhr 
von durch eine Privatperson gelieferten Waren aus anderen Mitglied­
staaten der Mehrwertsteuer zu unterwerfen, wenn eine solche Steuer 
bei der Lieferung von gleichartigen Waren durch eine Privatperson 
innerhalb des Einfuhrmitgliedstaats nicht erhoben wird, soweit der 
Restbetrag der im Ausfuhrmitgliedstaat entrichteten Mehrwertsteuer, 
der in dem Wert der Ware im Zeitpunkt ihrer Einfuhr noch enthalten 
ist, nicht berücksichtigt wird. 

Mertens de Wilmars Bosco Touffait 

Due Pescatore Mackenzie Stuart O'Keeffe 

Koopmans Everling Chloros Grévisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 5. Mai 1982. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

J. Mertens de Wilmars 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE ROZÈS 
V O M 16. DEZEMBER 1981 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Der Gerechtshof 's-Hertogenbosch hat 
Sie gemäß Artikel 177 des Vertrages von 
Rom um Vorabentscheidung über das 
Problem der Umsatzsteuer bei der Ein­
fuhr von Waren ersucht, die von Privat­
personen innerhalb eines Landes oder 
grenzüberschreitend geliefert werden. 

Der Sachverhalt ist folgender: 

Der in Monaco wohnhafte Schwede 
Giovanni Nanni verkaufte durch einen 
1978 oder Anfang 1979 in Cannes abge­
schlossenen Vertrag für 365 000 FF in 
bar an den in Vuren (Niederlande) woh­
nenden Niederländer Han Van Zanten 
ein 1973-1974 gebautes Sport- und Ver­
gnügungsboot der Marke „Nautor" von 
mehr als acht Tonnen mit Seetauglich-
keits- und Flaggenzeugnis. Das Schiff 
war franko Hafen Cannes zu liefern, 

1 —Aus dem Französischen übersetzt. 
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